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Bernhard Ott

az Martina Munz, kann man in der 
Schweiz mit einem Monatslohn von 
4'000 Franken brutto eine Familie er-
nähren?
Martina Munz Nein, das ist nicht mög-
lich, eine Familie braucht wesentlich 
mehr. Jeder, der Vollzeit abeitet, muss 
monatlich mindestens 4'000 Franken ver-
dienen, um in der Schweiz leben zu kön-
nen. Wer unterhalb dieser Limite bleibt, 
ist auf die Sozialhilfe angewiesen. Jeder 
Sechste, der in Schaffhausen Sozialhilfe 
bezieht, ist ein «Working Poor», bezieht 
also Unterstützung, obwohl er arbeitet. 

az Hans Peter Brütsch, was ist für Sie 
ein gerechter Lohn?

Hans Peter Brütsch Man muss das etwas 
differenzierter sehen als die Initianten. 
Ich zweif le nicht daran, dass man mit ei-
nem Haushaltseinkommen von weniger 
als 4'000 Franken kaum über die Runden 
kommt, aber in diesem Fall dürften beide 
Elternteile berufstätig sein, so dass dann 
doch genug Geld vorhanden ist.
Munz Auch wenn man etwas mehr als 
4'000 Franken verdient, reicht ein einzi-
ges Einkommen noch immer nicht. Bei-
de Elternteile müssen mitverdienen. Da-
rum sagen wir: Wer arbeitet, der soll von 
seinem Lohn leben können. Das ist die 
Grundforderung der Mindestlohninitia-
tive.

az Was stört den Unternehmer 
Brütsch an dieser Forderung'

Martina Munz (pro) und Hans Peter Brütsch (contra) sind sich in einem Punkt einig: Mit weniger als 4'000 Franken Monatsein-
kommen kann man keine Familie ernähren.   Fotos: Peter Pfister

Bringt die Mindestlohninitiative faire Löhne für Geringverdiener oder ist sie nur ein Jobkiller?

«Vom Lohn leben können»
Mindestlohn
Am 18. Mai muss das Schweizer 
Stimmvolk über die Mindestlohnin-
itiative der Schweizer Gewerkschaf-
ten abstimmen. Sie sieht vor, dass 
in der Schweiz ein gesetzlicher Min-
destlohn von 22 Franken pro Stun-
de eingeführt werden soll (das wären 
4'000 Franken monatlich für einen 
Volljob). Ca. 330'000 Personen (9 Pro-
zent aller Arbeitnehmenden) wür-
den von dieser Massnahme profitie-
ren. Die Arbeitgeberverbände und 
die bürgerlichen Parteien bekämp-
fen die Initiative mit dem Argument, 
sie gefährde Abeitsplätze. (B.O.)
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Hans Peter Brütsch: «Ein genereller Mindestlohn lässt sich nicht finanzieren.»

Brütsch Auch wir Unternehmer möch-
ten angemessene Löhne bezahlen, nur 
klafft eine grosse Lücke zwischen Theo-
rie und Praxis. Die internationale Kon-
kurrenz setzt uns so unter Druck, dass in 
gewissen Branchen ein starrer Mindest-
lohn von 4'000 Franken nicht realisier-
bar ist. Oder man muss, wie zum Beispiel 
in meiner Firma, für Transporte im Aus-
land mit einem polnischen Partner zu-
sammenarbeiten, der seinen Chauffeu-
ren nur 1'200 Euro pro Monat zahlt. Mit 
unseren Schweizer Lohnansätzen wür-
den wir keine Aufträge mehr bekommen.
Munz Die polnischen Löhne können für 
uns nicht die Richtschnur sein. Wer in 
der Schweiz arbeitet, soll zu fairen Bedin-
gungen angestellt werden. Soviel mir be-
kannt ist, bekommen Ihre Camionneure, 
Herr Brütsch, mindestens 4'000 Franken 
pro Monat. Sie geben folglich den Min-
destlohn schon heute, den wir verlangen, 
darum begreife ich nicht, warum ausge-
rechnet Sie jene Unternehmer verteidi-
gen, die ihn verweigern.
Brütsch Weil ich ihre Situation sehe. Be-
vor man als Unternehmer einen Franken 
ausgeben kann, muss man ihn zuerst 
verdienen. Wenn nun die Margen so ge-
ring sind, wie gegenwärtig in vielen Bran-
chen, dann ist es schlicht nicht möglich, 
diese 4'000 Franken Lohn zu gewähren, 
vor allem, wenn die Forderung nach ei-
nem Mindestlohn keinen Unterschied 
macht zwischen Büttenhardt oder Zü-
rich, zwischen Orten mit hohen und sol-
chen mit tiefen Lebenskosten.

az Die Gegner, Martina Munz, kämp-
fen gegen die Mindestlohninitiati-
ve mit dem Argument, sie wolle ein 
Lohndiktat einführen. Wäre es denn 

nicht sinnvoller, wenn die Arbeitneh-
merseite versuchen würde, mit flä-
chendeckenden Gesamtarbeitsverträ-
gen zum Ziel zu kommen? Die Schaff-
hauser Gartenbauer haben ja bewie-
sen: das klappt.
Munz Die Gartenbauer konnten tatsäch-
lich einen grossen Erfolg verbuchen. Sie 
haben mit einem «Chlapf» 900 Franken 
mehr Lohn bekom-
men und trotzdem 
nicht ihren Job ver-
loren. Darum stimmt 
die Behauptung der 
Gegner nicht, dass die 
Einführung des Min-
destlohns zur Verla-
gerung von Arbeitsplätzen führen wer-
de. Wenn meine Coiffeuse 4'000 Franken 
pro Monat verdient, wird ihr Arbeitsplatz 
nicht nach China verschoben, denn ihre 
Kunden werden weiterhin in Schaffhau-
sen leben. 
Brütsch Hinter die Aussage über die Gar-
tenbauer möchte ich ein grosses Fragezei-
chen setzen. Wir dürfen unsere speziel-
le Grenzlage nicht vergessen. Auch die 
deutschen Gartenbauer müssen jetzt die 
neuen Lohnansätze bezahlen, aber in al-
len anderen Bereichen, wie etwa dem Ma-
terialeinkauf, sind sie weiterhin viel billi-

ger und können darum günstigere Preise 
anbieten als die Schweizer Firmen.
Munz Es geht bei der Mindestlohnini-
tiative nicht um die Gartenbauer, son-
dern um die klassischen Tieflohnzonen 
wie etwa das Reinigungsgewerbe, die 
Coiffeusen oder das Gastgewerbe. Alle 
diese Tätigkeiten kann man nicht aus-
lagern. Aber selbst wenn in der Gastro-

nomie künf-
tig ein Mindest-
lohn von 4'000 
Franken gelten 
würde, wäre der 
Preisaufschlag 
im Falle einer 
Ü b e r w ä l z u n g 

der Mehrkosten auf die Kunden absolut 
marginal: Der Kaffee, um ein Beispiel zu 
nennen, würde dann ganze zehn Rappen 
teurer.

az Vielleicht würden die Wirte lieber 
einen Arbeitsplatz abbauen als den 
Kaffeepreis erhöhen, darum sagen ja 
die Gegner, der Mindestlohn werde 
Jobs vernichten.
Munz Bei jeder Initiative mit einem so-
zialen Inhalt wird die Angstmacherma-
schine angeworfen, sei das nun die Forde-
rung nach mehr Ferien oder nach mehr 

«In vielen Branchen 
ist die Marge zu 
gering» (H. P. Brütsch)

Hans Peter Brütsch

Hans Peter Brütsch fuhr nach ei-
ner Lehre als Automechaniker wäh-
rend sieben Jahren als Chauffeur 
für ein internationales Transport-
unternehmen in den Irak, Iran und  
nach Saudiarabien. 1984 gründe-
te er in Schaffhausen seine eigene 
Transportfirma, die heute 34 Mit-
arbeitende beschäftigt, davon sind 
fünf Lehrlinge. Brütsch ist SVP-Mit-
glied, «ich war aber noch nie an  
einer Parteiversammlung». (B.O.)
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Lohn. Da wir gegenwärtig in der Schweiz 
einen massiven Arbeitskräftemangel ha-
ben, kann man die Drohungen der Geg-
ner mit Gelassenheit zur Kenntnis neh-
men. 

az Herr Brütsch, Sie sind selbst Unter-
nehmer, müssten Sie bei der Annah-
me der Mindestlohninitiative Stellen 
streichen?
Brütsch In meinem Betrieb gibt es nie-
manden, der für eine Vollanstellung we-
niger als 4'000 Franken verdient, aber 
ich habe, wie schon erwähnt, unsere in-
ternationalen Transporte «outsourcen» 
müssen. Früher haben wir diese Aufträge 
selbst erledigt, heute ist das nicht mehr 
finanzierbar. Der Staat würde die ange-
spannte Situation mit einem generellen 
Mindestlohn von 4'000 Franken nur noch 
verschlechtern, darum ist es nicht gut, 
wenn er sich in die Lohngestaltung ein-
mischt, er muss das den Sozialpartnern 
überlassen, die besser wissen, was für sie 
gut und was schlecht ist.
Munz Es wäre schön, wenn man alles 
mit Gesamtarbeitsverträgen zwischen 
den Sozialpartnern lösen könnte, aber 
50 Prozent der Arbeitnehmenden in der 
Schweiz unterstehen keinem solchen 

Vertrag, und es sind vor allem die Arbeit-
geber, die sich weigern, Gesamtarbeits-
verträge mit Mindestlöhnen abzuschlies-
sen. Ich frage mich, wie entgegenkom-
mend sie sein werden, wenn die Mindest-
lohninitiative vom Tisch ist und sie nicht 
mehr unter Druck 
stehen.
Brütsch Die Initia-
tive wird der spezi-
ellen Lage gewisser 
Branchen nicht ge-
recht. Nehmen Sie 
zum Beispiel die 
Bergbahnen. Die Angestellten verdienen 
keine 4'000 Franken im Monat, aber sie 
sind froh, dass sie überhaupt einen Job 
haben, trotz des schlechten Winters...
Munz ... einen Job, von dem sie nur le-
ben können, weil die Sozialhilfe das bei-
steuert, was fehlt. Das ist doch absolut 
entwürdigend. Wer arbeitet, soll nicht 
auf dem Sozialamt betteln gehen müs-
sen.

az Die Gegner der Initiative schies-
sen gegenwärtig aus allen Rohren. 
Sie können für ihre Propaganda we-
sentlich mehr Mittel einsetzen als die 
Befürworter. Hat die Initiative ange-

sichts dieser Übermacht überhaupt 
eine Chance?
Munz Die neusten Umfragen zeigen, 
dass die Mindestlohninitiative gegenwär-
tig von 40 Prozent der Stimmbürgerin-
nen und Stimmbürger unterstützt wird. 

Ich befürchte, dass 
wir keine Chan-
ce haben, aber ich 
stelle mit Genugtu-
ung fest, dass die 
Initiative wenigs-
tens sehr viel be-
wirkt hat. So hat 

kürzlich die Bekleidungsfirma H & M 
den Mindestlohn auf 4'000 Franken er-
höht, und auch Coop und Migros wollen 
diese Limite künftig einhalten. 

az Obwohl der Mindestlohn in immer 
mehr Firmen zum Standard wird, 
könnten die Gegner am 18. Mai die 
Abstimmung gewinnen. Hans Peter 
Brütsch, wie soll es dann weiter ge-
hen?
Brütsch Wichtig ist für mich, dass die In-
itiative abgelehnt wird. Sie hat zwar ei-
niges in Bewegung gebracht, da hat Frau 
Munz Recht, aber finanzieren lässt sich 
ein genereller Mindestlohn trotzdem 
nicht.
Munz Wenn die Initiative scheitert, ste-
hen die Unternehmer in der Pflicht, die 
immer das hohe Lied der Sozialpartner-
schaft singen. Sie müssen dann zeigen, 
was ihnen diese Partnerschaft wirklich 
wert ist und ob sie bereit sind, Gesamtar-
beitsverträge auch in den Tieflohnberei-
chen abzuschliessen. Gleichzeitig muss 
auch die Lohngleichheit von Mann und 
Frau endlich erreicht werden. Frauen ver-
dienen immer noch zwanzig Prozent we-
niger als die Männer und sind von tiefen 
Löhnen besonders betroffen.

Martina Munz: «Bei jeder Initiative mit sozialen Forderungen wird die Angstmacher-
maschine angeworfen.»

Martina Munz
Martina Munz hat an der ETH Zü-
rich Agronomie studiert und arbei-
tet in einem Teilzeitpensum als Leh-
rerin an der Berufsschule Bülach. Im 
Jahr 2000 wurde sie in den Kantons-
rat gewählt, seit 2009 präsidiert sie 
die SP des Kantons Schaffhausen. 
Nach dem Rücktritt von Hans-Jürg 
Fehr übernahm Martina Munz im 
September 2013 den Schaffhauser 
SP-Sitz im Nationalrat. (B.O.)

«Frauen sind beson-
ders betroffen»  
(Martina Munz)


